
1. Beiblatt 

29S/J .& n fra g e , 

der Abg. H 0 r n, Ferdinanda F los e man n, E i beg ger und 

Genossen 

an den Bu~desminister für.Finanzen, 

betreffend politische Interventionen bei Finanzämtern. 

- ....... ·'.,0-

für Finanzen 
Das Bundesministerium/gab im Oktober 1954 e~nen irlaß an die Finanz-

landesdirektionen heraus (Zl. 68.159- 7a/1954), in dem auf die UnEirlaubt,.. 

hett der Interventionen der Handelskammern und:4an~wirtsohaftskamll1ern und 

deren Funktionären in Steuerangelegenheiten hingewiesen wurde. Dieser Er­

laß, dem die unterzeichneten Abgeordneten ihre Anerkennung nioht versagen, , 

hätte das Unwesen der politischen und Kammer-Interventionenda~i den Finanz­

ämtern beseitigen und damit zu einer ,seuberen 'Ve~altung eUf,hinanzsektor 

beitragen können. 

Umao ~nveratändlicher ist die Tatsache, daß das Bundesministeriumfür 

Finanzen sm 22. Febru~r 1955 mit einolll neuerlichen Erlaß (Zl.18.998 - 7/1955) 
den ersten Erlaß hinfällig machte. Die Finanzämter wurden nun angewiesen, 

daß mit Einzelvollmacht . auftretende Organe der "'berufaständischen Körper­

sobaf~enn nicht, (wie anno Ständ,estaa.t)' zurückzu~eisen sind, wenn ihr Ein­

schreiten zugunsten von Kleingewerbetreibenden und niohtbuchführendell Land­

wi~ten erfolgt. 

Der erste Erlaß stell te eindeutig fest, ,daß derartige +nterventionen 

und Hilfeleistungen dem Gesetz wid~rsprechen • Das Bundes,ministerium kann. 

nicht gesetzwidrige Wn~sungen erteilen, die noch dazu die Interessen der _ 

Steuerzahler verletzC'lJ, denen keine "berufsstän(lische Organisationlt zu Inter-
" 

ventionen zur Verfüg~ng steht. AUßerdem werden dadurch die Berufsinteressen 

jener Berufsgruppenvt:;rletzt, die gesetzlioh -zur berufli.chen Interesaenver­

tretung im Finanzverfahrenbe;fugt sind. Das Bundesminister! um für Finanzen' 

ist nicht b.:rechtigt. ohne oder gegen gesetzliche Best immungen eine neue 

Art von Paruae~retung für zulässig zu erklären - ebensowenig wie das 

Justizministerium neben Rechtsanwälten andere Vertreter vor den Gerichten 

zulassen könnte<> 

DiE? unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den aerrn Bundes­

minister für Finanzen die naChstehenden 

A n f [ a g,..Llll 

'f' 
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2. :Beiblatt 12.148i,1955 

1. Ist de. Herr :Bundesminister ber'eit, dem Hohen Haus mitzuteilen, 

aus welchen Gründen erden Erlaß voom 22., Feb1:'Usr 1955 herausgab und ob eine 

oder mehrere berufe·ständisohe Vertretungendie Herausgabe dieses Erlsases, 

verla.ngten? 

2. Ist der ijert Bundesminister bereit, durohAufhebung des Erlasses 

vom 22. Februar 1955unver~üglioh d,en gesetzmäßigen Zustand wiederherzu­

stellen? 

... --b-.-II,." .... 
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